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Antrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hart-
mann, Dr. Sepp Dürr, Thomas Gehring, Ulrike 
Gote, Jürgen Mistol, Gisela Sengl, Verena Osgyan 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Kritik des Obersten Rechnungshofs an Förderung 
von Musikveranstaltungen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, im Ausschuss 
für Wissenschaft und Kunst zur Kritik des Obersten 
Rechnungshofs (ORH) an der Förderung musikali-
scher Festivals und Veranstaltungen im Rahmen der 
künstlerischen Musikpflege Stellung zu nehmen. 

Dabei sollen insbesondere folgende Fragen beantwor-
tet werden: 

1. Warum wurden die vom ORH bereits in den Jah-
ren 2007 und 2008 kritisierten fehlenden Vorga-
ben und unklaren Vergabekriterien seither nicht 
geändert und präzisiert? 

2. Warum wird bei den Zuwendungen auf Empfeh-
lungen hinsichtlich der Anzahl, Auslastung und 
Besucherzahlen der geförderten Veranstaltungen 
ebenso verzichtet wie auf eine Festlegung, welche 
Ausgaben förderungsfähig sind? 

3. Warum fehlen Kriterien zur Differenzierung der 
Veranstaltungen in Ballungsräumen oder ländli-
chen Gebieten im Sinne der Ziele des Landesent-
wicklungsprogramms (LEP)? 

4. Trifft es zu, wie der ORH behauptet, dass es in 
der Vergangenheit in mehreren Fällen zu Mehr-
fachförderungen (zusätzlich über Kulturfonds) ge-
kommen ist? 

5. Wird in Zukunft die Anregung des ORH umge-
setzt, die Vergabe von Zuwendungen, insbeson-
dere bei der von Kleinbeträgen von bis zu 
5.000 Euro, zu dezentralisieren und auf die Bezir-
ke zu übertragen? 

6. Werden die Forderungen des ORH, bei der Mittel-
vergabe nicht nur inhaltliche Mindestanforderun-
gen zu stellen, sondern zusätzliche Qualitätskrite-
rien wie z. B. Angebote zur kulturellen Bildungsar-
beit zu berücksichtigen, für berechtigt gehalten 
und zukünftig umgesetzt? 

7. Wird das Förderprogramm, wie vom ORH ver-
langt, in Zukunft zeitnah evaluiert? 

 

 

 

Begründung: 

Der Oberste Rechnungshof (ORH) kritisiert in seinem 
Jahresbericht das Förderprogramm musikalischer 
Festivals und Veranstaltungen. Bemängelt werden 
insbesondere die unpräzisen Förderkriterien, die feh-
lende Evaluation des Programms und die zentrale 
Vergabe der Mittel durch das Kunstministerium. Der 
ORH fordert, die Kriterien neu zu fassen und die Ent-
scheidungen zumindest für kleinere Förderbeträge 
gemäß den Zielen des LEP zu dezentralisieren und 
regionalisieren. 

 



 

17. Wahlperiode 13.06.2018 Drucksache 17/22743 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter 
www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur 
Verfügung. 

 

Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wissenschaft und Kunst 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 
Dr. Sepp Dürr u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 17/21451 

Kritik des Obersten Rechnungshofs an Förderung von Musikver-
anstaltungen 

I. Beschlussempfehlung: 

Der Antrag wird für erledigt erklärt. 

Berichterstatter: Dr. Sepp Dürr 
Mitberichterstatter: Dr. Thomas Goppel 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Wissenschaft und Kunst 
federführend zugewiesen. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 84. Sit-
zung am 13. Juni 2018 beraten und aufgrund des in der Sit-
zung mündlich gegebenen Berichts der Staatsregierung für 
e r l e d i g t  erklärt. 

Prof. Dr. Michael Piazolo 
Vorsitzender 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Dritter Vizepräsident Peter Meyer



Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln 

beraten werden (s. Anlage 5)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 5)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Ich warte noch ein bisschen, damit das Er­

gebnis eindeutiger wird. – Das sind zunächst einmal alle Fraktionen. Herr Kollege Fel­

binger (fraktionslos) hebt zwar die Hand, aber ich muss ihn fragen, ob und welchem 

Fraktionsvotum er sich anschließen will. – Er lässt es also bleiben. Okay. – Damit 

übernimmt der Landtag diese Voten.
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